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A. Bericht des Abgeordneten Diekmann 


1. Allgemeines 

Der 4. Deutsche Bundestag hat in seiner 123. Sit- 
zung am 16. April 1964 die Bundesregierung auf- 
gefordert, eine Kommission von Sachverständigen 
mit der Untersuchung zu beauftragen, wie die Deut- 
sche Bundespost ihre Aufgabe auf die Dauer in 
optimaler Weise ohne Defizit erfüllen kann (Druck- 
sache IV/1700 Anlage, IV/2062, Umdruck 428). 

Die Bundesregierung hat am 15, Juli 1964 eine aus 
sieben Mitgliedern bestehende Sachverständigen- 
Kommission berufen und ihr einen der Entschließung 
des Deutschen Bundestages entsprechenden Arbeits- 
auftrag erteilt. 

Die Sachverständigen-Kommission für die Deut- 
sche Bundespost hat ihr Gutachten am 6. November 
1965 vorgelegt (Drucksache V/203). 

Die Bundesregierung hat zu dem Gutachten am 
10. März 1966 eine erste Stellungnahme abgegeben 
(Drucksache zu V/203) und am 20. Februar 1969 ihre 
abschließende Stellungnahme vorgelegt (Drucksache 
V/3875). 


Das Gutachten der Sachverständigen-Kommission 
für die Deutsche Bundespost wurde in der 31. Sit- 
zung des fünften Bundestages am 17. März 1966 
an den Postausschuß federführend sowie an den 
Verkehrsausschuß wegen des Postreisedienstes, den 
Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi- 
zistik wegen des Postzeitungsdienstes und den Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik hat gebeten zu prüfen, „ob die Kosten- 
belastung beim Postzustellungsdienst für Zeitungen 
und Zeitschriften so gehalten werden kann, daß die 
Vielfalt der Informationen gefördert und eine wei- 
tere Konzentration im deutschen Pressewesen ver- 
mieden werden kann. Vor allem die Möglichkeiten 
einer technischen und organisatorischen Rationali- 
sierung müssen im Hinblick auf diese Zielsetzung 
voll ausgeschöpft werden." 

Der Verkehrsausschuß und der Haushaltsaus- 
schuß haben sich aus zeitlichen Gründen mit der 
Materie noch nicht befassen können. 
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Der federführende Posiuusschuß hat das Gutachten 
in der Zeit vom April 1966 bis Juni 1969 in ins- 
gesamt 21 Sit/Aingen eingehend beraten und im Hin- 
blick auf die durch das Gutachten aufgezeigten Kom- 
plexe die Verhältnisse der Postverwaltungen in den 
vergleichbaren Ländern England, Frankreich und 
Ilalien in je einwöchigen Besuchen untersucht. 

Da das Gutachten im allgemeinen vom Stand des 
Jahres 1964 ausgeht, ist bereits ein Teil der Pro- 
bleme durch die eingetretene Entwicklung überholt, 
weil die Deutsche Bundespost — wie der Postaus- 
schuß bei seinen Beratungen anerkennend feststel- 
len konnte — eine Vielzahl der von den Sachver- 
ständigen entwickelten Vorschläge bereits verwirk- 
licht und zum Teil sogar darüber hinaus fortentwik- 
kelt hat. Der Ausschuß konnte weiterhin feststellen, 
daß für eine Reihe von Rationalisierungsmaßnahmen 
bereits bei Vorlage des Gutachtens an die Bundes- 
regierung die erforderlichen Betriebsversuche abge- 
schlossen und ausgewertet waren. In Ansehung des- 
sen hat der Ausschuß bei seinen Beratungen vor 
allem die noch offenen herausragenden Probleme 
aufgegriffen und den bedeutsamsten betrieblichen 
Fragen, den Fragen der Organisation, der Betriebs- 
wirtschaft, des Haushaltsrechts, der Investitions- 
politik und den staats- und verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten besondere Beachtung geschenkt. 

11. Zu dem Gutachten im einzelnen 

Übersicht 

1. Postdienste 

2. Fernmeldedienste 

3. Tarifpolitik 

4. Politische Lasten 

5. Ablieferung an den Bund 

6. Finanzwirtschaft der Deutschen Bundespost 

7. Rechnungswesen 

8. Organisation 

9. Personalwesen 

10. Forschung 

11. Änderung des Postverwaltungsgesetzes 

1. Postdienste 

a) Im Mittelpunkt des Arbeitsauftrags an die Sach- 
verständigen-Kommission stand die Frage, auf 
welche Weise die Rentabilität der Deutschen 
Bundespost sichergestellt und die Kapitalstruk- 
tur und Kapitalversorgung nachhaltig verbessert 
werden können. Die Sachverständigen-Kommis- 
sion hat sich diese Fragestellung voll zu eigen 
gemacht und u. a. auch sämtliche Dienstzweige 
auf die Ursachen der Kostenunterdeckung hin 
untersucht und jeweils Vorschläge unterbreitet, 
die nach ihrer Auffassung geeignet erschienen, 
das Verhältnis zwischen Kosten und Leistungen 
zu verbessern. 


Im Gegensatz zum Fernmeldewesen stellen sich 
die Dienstzweige des Postwesens (Briefdienst, 
Päckchendienst, Paketdienst, Postzeitungsdienst, 
Postreisedienst, Postscheckdienst, Postsparkas- 
sendienst, Rentendienst, Postanweisungsdienst) 
mit mehr als 70 v. H. der Gesamtkosten als 
äußerst personalintensive Bereiche dar. Das Gut- 
achten stellt hierzu fest, daß sich die Ertragslage 
dieser Dienstzweige seit Jahren verschlechtert 
habe, weil die Lohn- und Gehaltserhöhungen 
auch nicht annähernd durch Rationalisierung und 
Eiiössteigerungen aufgefangen werden konnten. 
Der Postausschuß schließt sich diesen Feststel- 
lungen des Gutachtens an. Die Deutsche Bundes- 
post kann den Lohn- und Gehaltserhöhungen 
nicht ausweichen, sie kann nicht autonom über 
die Höhe der Löhne und Gehälter entscheiden. 
Um eine nachhaltige Kostensenkung in diesen 
personalintensiven Bereichen zu erzielen, ist es 
deshalb erforderlich, auch weiterhin um eine an- 
gemessene Produktivitätssteigerung durch Ein- 
satz des Produktionsfaktors Kapital bemüht zu 
sein. Der Ausschuß verkennt aber nicht, daß in 
den hier angesprochenen Bereichen der Ersatz 
der menschlichen Arbeitskraft nur in beschränk- 
tem Umfang möglich ist (Dienst am Postschalter, 
bei der Zustellung, im Omnibusverkehr usw.). 

Das Gutachten berücksichtigt bei seiner Beurtei- 
lung und den Vorschlägen grundsätzlich diese 
Problematik; trotzdem sind hinsichtlich einzelner 
Vorstellungen Vorbehalte anzumelden. Die An- 
regungen der Sachverständigen können in drei 
Gruppen zusammengefaßt werden, nämlich in 
Vorschläge zur Kostensenkung durch Einsatz von 
Kapital (Mechanisierung und Automatisierung), 
durch betriebs- und arbeitsorganisatorische Ver- 
einfachungen und durch Wegfall von Dienst- 
leistungen für den Postbenutzer unter Hinweis 
auf die überall vordringende Selbstbedienung. 

Soweit die Vorschläge der Sachverständigen 
eine Verminderung der Betriebsgüte zur Folge 
haben, ist der Postausschuß der Auffassung, daß 
solche Maßnahmen nicht ohne weiteres als geeig- 
netes Mittel für die Sanierung der Post ange- 
wandt werden können. In der Aufgabenstellung 
der Post liegt die Verpflichtung, die Bevölkerung 
gleichgültig, ob in Ballungsgebieten oder in länd- 
lichen Bereichen, ausreichend mit postalischen 
Dienstleistungen zu versorgen. Die jeweilige 
finanzielle Lage der Post darf für die Durchfüh- 
rung dieses Auftrages, der gemeinwirtschaft- 
lichen Charakter hat und Teil der Daseinsvor- 
sorge des Staates für seine Bürger darstellt, nicht 
maßgebend sein. Eine nach der jeweiligen Wirt- 
schaftssituation — sei es eines Dienstzweiges 
oder eines Gebietes — ausgerichtete Bedienung 
durch die Post würde den strukturpolitischen Be- 
mühungen von Bundestag und Bundesregierung 
entgegenwirken, wenn nicht im Einzelfall sogar 
unmöglich machen. Der Postausschuß ist aller- 
dings auch der Auffassung, daß die gemeinwirt- 
schaftliche Versorgung durch die Post dort ihre 
Grenze haben muß, wo für Einrichtungen oder 
Dienstleistungen offensichtlich kein Bedürfnis 
besteht. Die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
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Aufgabe erfordert im Hinblick auf die struktu- 
rellen Veränderungen auch für die Zukunft die 
zielstrebige Fortführung der von der Deutschen 
Bundespost bereits seit langem durchgeführten 
Maßnahmen der Verkehrsbeobachtung, Markt- 
forschung und Bedarfsermittlung, um jeweils in 
optimaler Weise ihrer Funktion gegenüber der 
Öffentlichkeit gerecht zu werden. 

Das Gutachten hat die wichtigsten Verlustquellen 
in den Dienstzweigen analysiert und eine Reihe 
von Vorschlägen für eine langfristige Sanierung 
aufgezeigt. Die Gutachter betonen hierbei, daß 
sie bewußt davon abgesehen haben, ihre Emp- 
fehlungen unter dem Gesichtspunkt politischer 
Zweckmäßigkeit zu unterbreiten. 

Der Postausschuß ist der Auffassung, daß dieser 
Einstellung der Gutachter zugestimmt werden 
kann, weil die betriebliche Ausgestaltung der 
Dienstzweige dem Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen im Rahmen seiner Organi- 
sationsgewalt übertragen ist. Er sieht es deshalb 
auch nicht als seine Hauptaufgabe an, zu den 
Einzelvorschlägen dieser Art Stellung zu nehmen 
und beschränkt sich auf die nachfolgenden Aus- 
führungen, in denen besondere Probleme des 
Postwesens schwerpunktmäßig aufgezeigt wer- 
den. 

b) In bezug auf den Brief-, Päckchen- und Paket- 
dienst ist festzustellen, daß diese drei Dienst- 
zweige in ihrer betrieblichen Abwicklung eng 
miteinander verzahnt sind. Annahme und Aus- 
lieferung der Postgüter verursachen erhebliche 
Kosten, weil diese Tätigkeiten fast ausschließ- 
lich nur durch den Einsatz menschlicher Arbeits- 
kraft abgewickelt werden können. Der Ausschuß 
ist in Übereinstimmung mit den Vorschlägen der 
Kommission und der Stellungnahme der Bundes- 
regierung der Auffassung, daß die in diesen Be- 
reichen bestehenden organisatorischen und tech- j 
nischen Verbesserungsmögiichkeiten im Interesse 1 
der Kostensenkung auch künftig ausgeschöpft I 
werden sollten. Außerdem sollte durch eine 
intensive Werbung eine weitere Ausdehnung 
der Abholung von Postsendungen (an Stelle der 
Zustellung) angestrebt werden. Für die sach- 
gerechte Bedienung wird ein gewisser Kapital- 
einsatz notwendig werden. Der Ausschuß ist über- 
zeugt, daß sich diese Investitionen kostengünstig 
aus wirken. Das Verteilen dieser Sendungen im 
Ein- und Abgang (Briefsendungen — 9,2 Mrd., 
Päckchensendungen - rd. 220 Mio, Paket- 
sendungen — rd. 290 Mio) erfordert ebenfalls 
einen hohen Aufwand im Personal- und Sach- 
kostensektor. Die Deutsche Bundespost hat diese 
Verteilarbeiten bereits weitgehend in leistungs- 
fähigen Bearbeitungsstellen zentralisiert und da- 
durch die Produktivität erheblich gesteigert. Die 
Einführung der Postleitzahl war nicht nur hierfür 
und für eine optimale Leitung der Sendungen 
eine entscheidende Voraussetzung, sondern auch 
die Grundlage, auf der die Mechanisierung und 
Automatisierung der Verteilarbeiten (uniög licht 
wurden. Der Postausschuß ist der Meinung, daß 
sich das Postleitzahlensystem als ein wertvolles 


Instrument einer rationellen Betriebsgestaltung 
im Brief-, Päckchen- und Paketdienst erwiesen 
hat und heute das tragende Element in der Be- 
triebsgestaltung des Beförderungsdienstes dar- 
stellt. Rund 95 v. H. aller Briefsendungen und 
9b V. H. aller Paketsendungen tragen heute be- 
reits die Postleitzahl. Es sollte durch geeignete 
Maßnahmen für die Zukunft erreicht werden, 
daß alle Sendungen mit der Postleitzahl ver- 
sehen werden. 

Die bisherigen Versuche hinsichtlich der Mecha- 
nisierung und Automatisierung im Brief- und 
Paketdienst sollten nach Auffassung des Aus- 
schusses zielstrebig fortgeführt werden, damit 
auch bei der stationären Verteilarbeit ein opti- 
maler Wirkungsgrad erreicht wird. Gleichwohl 
ist der Ausschuß in Übereinstimmung mit dem 
Gutachten der Meinung, daß eine Kostendeckung 
insbesondere im Paketdienst durch betriebliche 
und technische Maßnahmen allein nicht erreicht 
werden kann. Trotzdem ist auch der Paketdienst 
in seinem heutigen Umfang aiifrechtzuerhalten, 
da Wirtschaft und private Postbenutzer auf diese 
schnelle und sichere Dienstleistung mit ihrer kon- 
tinuierlichen Streuung über das gesamte Bundes- 
gebiet angewiesen sind. 

c) Hinsichtlich des Postzeitungsdienstes hat die Bun- 
desregierung in ihrer Stellungnahme erklärt, daß 
sie sich nicht in der Lage sieht, den Vorschlägen 
der Sachverständigen-Kommission vollständig zu 
folgen und den Postzeitungsdienst in dem ange- 
regten Sinne einzuschränken. Während die Kom- 
mission empfiehlt, das Bestellstückverfahren ab- 
ziischaffen, das Verlagsstückverfahren zu ändern 
und das Inkasso durch die Zusteller aufzugeben, 
hat die Deutsche Bundespost die besonders auf- 
wendigen Arbeitsabläufe durch eine Reihe von 
Maßnahmen, insbesondere auch durch den Ein- 
satz von EDV-Anlagen, rationeller gestaltet. Die 
Umstellung wird voraussichtlich 1970 beendet 
sein. Die Postzeitungsordnung und die Postzei- 
tungsgebührenordnung vom 20. Juli 1967 haben 
hierfür die rechtlichen Voraussetzungen geschaf- 
fen. Der Postausschuß begrüßt diese Entwicklung 
Durch gezielte Werbeinaßnahmen für die Ab- 
buchung von Zeitungsbezugsgeld von Postscheck- 
oder Girokonten könnten nach seiner Auffassung 
noch weitere Kostenersparnisse ermöglicht wer- 
den, weil dadurch das aufwendige Einziehen 
durch die Zusteller vermindert würde. 

Der Ausschuß ist sich aber bewußt, daß das hohe 
Defizit in diesem Dienstzweig weder durch 
betriebliche noch durch gebührenpolitische Maß- 
nahmen vollständig abgebaut werden kann. Die 
von der Deutschen Bundespost in diesem Dienst- 
zweig zu ergreifenden Maßnahmen müssen der 
Tatsache Rechnung tragen, daß die Presse die 
Bevölkerung schnell, umfassend und billig über 
das aktuelle Tagesgeschehen unterrichten muß. 
Diese staatspolitische Aufgabe des Postzeitungs- 
dienstes kann nur dann sinnvoll erfüllt werden, 
wenn die Gebührengestaltung einen bestimmten 
Rahmen nicht überschreitet. 
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d) Die Kommission vertritt die Auffassung, daß eine 
der Ursachen des Defizits des Postreisedienstes 
im Betrieb zahlreicher schwach frequentierter 
Linien liege, und empfiehlt, die sofortige Durch- 
forstung des gesamten Liniennetzes mit dem 
Ziel in Angriff zu nehmen, diese Linien möglichst 
einstellen zu können. Der Postausschuß hält die- 
sen Vorschlag für bedenklich, da bei einer um- 
fassenden Verwirklichung erhebliche Nachteile 
für die Bürger eintreten würden, die in schwach- 
besiedelten Bereichen wohnen. Der Vorschlag 
steht auch nicht in Übereinstimmung mit den 
strukturpolitischen Bemühungen der Raumord- 
nung. Die Bundesregierung hat diesem Vor- 
schlag grundsätzlich wohl zugestimmt, sieht aber 
für seine Verwirklichung ebenfalls erhebliche 
Schwierigkeiten und will die Stillegung von 
Postlinien auf die Fälle beschränken, in denen 
anderen Verkehrsträgern diese Linien über- 
tragen werden können. Gegen eine solche Durch- 
forstung bestehen dann keine Bedenken, wenn 
sichergestellt ist, daß keine Benachteiligung der 
in den schwachbesiedelten Gebieten wohnenden 
Bürger eintritt. 

Zu dem in letzter Zeit häufig durchgeführten Ver- 
gleich der Wirtschaftsergebnisse des Bahnbus- 
dienstes und des Postreisedienstes stellt der Aus- 
schuß mit Nachdruck fest, daß diese Daten nicht 
vergleichbar sind. Im Gegensatz zum Bahnbus- 
dienst hat der Postreisedienst zu den Betriebs- 
kosten zusätzlich die Ablieferung an den Bund, 
politische und betriebsfremde Lasten sowie die 
gesamten Versorgungslasten zu tragen, die im 
Rechnungsjahr 1967 rd. 38 Mio DM ausgemacht 
haben. Darüber hinaus ist für die Kostenunter- 
deckung von maßgebender Bedeutung, daß der 
Postreisedienst aufgrund seiner Aufgabenstel- 
lung, nämlich in der Hauptsache das flache Land 
zu bedienen, erheblich geringere Einnahmen er- 
zielt als z. B. der Bahnbusdienst. Im Gegensatz 
zum Gutachten ist der Postausschuß der Auffas- 
sung, daß es sich hierbei eindeutig um eine ge- 
meinwirtschaftliche Verpflichtung handelt. 

Durch die Entscheidung der Bundesregierung vom 
30. April 1969, durch die die Errichtung einer 
Verkehrsgemeinschaft zwischen Bahnbus- und j 
Postreisedienst beschlossen wurde, dürfte der 
hier erwähnte Vorschlag der Sachverständigen ' 
an Bedeutung verloren haben. Während bislang I 
die Deutsche Bundespost bei den Möglichkeiten j 
einer optimalen Betriebsabwicklung ausschließ- j 
lieh auf ihren eigenen Linienbestand beschränkt 
war, eröffnet die beabsichtigte Verkehrsgemein- 
schaft, durch die das Liniennetz der beiden 
Omnibusdienste zu einer Einheit zusammenge- 
schlossen wird, ohne Frage größere Möglichkeiten 
für eine kostengünstige Betriebsabwicklung. ' 
Auch für den Fahrgast wird sich diese Einrich- 
tung positiv auswirken, weil ihm künftig ein | 
einheitliches Verkehrsangebot für das gesamte i 
Liniennetz von Bahn und Post offensteht. Der | 
Ausschuß spricht die Erwartung aus, daß durch 
die einzurichtende Verkehrsgeineinschaft die Be- 
dienung insbesondere des ländlichen Raumes 
nicht verschlechtert, sondern nach Möglichkeit so- : 


gar verbessert wird. Darüber hinaus erwartet er, 
daß die Belange der beiden Verwaltungen — hier 
Verknüpfung mit dem Schienenverkehr, dort Be- 
rücksichtigung der sonstigen postalischen Ver- 
sorgungsnotwendigkeiten der Fläche — angemes- 
sene Beachtung finden wird. Den sonstigen Vor- 
schlägen des Gutachtens stimmt der Ausschuß 
ZU; er hält es besonders für den kraftfahrtechni- 
schen Bereich für notwendig, daß eine wirkungs- 
volle Vereinfachung durch die angestrebte Zu- 
sammenarbeit erreicht wird. Ebenso sollte auch 
wie bisher die Zusammenarbeit mit allen Ver- 
kehrsträgern fortgesetzt werden. 

e) In Übereinstimmung mit dem Gutachten und der 
Stellungnahme der Bundesregierung hat der 
Postausschuß festgestellt, daß im Postscheck- 
dienst, Postanweisungsdienst und Postsparkas- 
sendienst die halbbaren und baren Dienstleistun- 
gen außerordentlich kostenaufwendig sind und 
die entscheidende Ursache für die jeweilige Ko- 
stenunterdeckung darstellen. 

Die Kommission macht den Vorschlag, die Geld- 
zustellung ins Haus grundsätzlich durch Abho- 
lung am Schalter zu ersetzen. Der Ausschuß kann 
sich diesem Vorschlag nicht anschließen, da er 
nach seiner Meinung eine empfindliche Ver- 
schlechterung des Kundendienstes bringen, kaum 
aber zu einer fühlbaren Einsparung führen 
würde. Im Interesse der Kostensenkung in diesen 
Bereichen ist der Ausschuß dafür, daß durch 
Werbemaßnahmen und sonstige Anreize der 
bargeldlose Verkehr gefördert wird. Er wendet 
sich aber dagegen, daß aus Kostengründen die 
Benutzung des Zahlungsanweisungs- und Post- 
anweisungsdienstes erschwert oder gar einge- 
schränkt wird. Besonders der Postanweisungs- 
dienst muß als „Geldübermittlungsdienst des 
kleinen Mannes" gewertet werden und kann kei- 
neswegs ersatzlos wegfallen. Auch die Deutsche 
Bundespost, die in Auswertung dieses Vorschlags 
das Problem des Wegfalls der Geldzustellung 
nochmals geprüft hat, kommt zu dem Ergebnis, 
daß diese Anregung nicht verwirklicht werden 
kann. Die ausschließliche Abholung von Beträgen 
zu Post- und Zahlungsanweisungen würde zudem 
die vorhandene Schalterkapazität bei weitem 
überschreiten und erhebliche Neuinvestitionen 
erforderlich machen. Auch haben sich die Voraus- 
setzungen des derzeitigen Verfahrens dadurch 
wesentlich geändert, daß in den letzten Jahren 
die reine Geldzustellung in zunehmendem Maße 
zugunsten der „Vereinigten Zustellung" aufge- 
hoben wurde. Durch diese Maßnahme ist die 
wirtschaftlichste Form der Übermittlung eines 
Geldbetrages gefunden worden. 

Der Vorschlag, im Interesse einer optimalen Aus- 
nutzung der hochwertigen EDV-Einrichtungen 
den gesamten Postscheckbetrieb der Deutschen 
Bundespost in einem einzigen vollautomatisier- 
ten Postscheckamt zusammenzufassen, begegnet 
nach Auffassung des Ausschusses schon aus prak- 
tischen Gründen erheblichen Bedenken. Z. Z. sind 
täglich rd. 4 Mio Buchungsaufträge zu bearbei- 
ten; bei dieser Arbeitsmenge dürfte es mehr als 
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fraglich sein, an einem Ort im Bundesgebiet die 
hier erforderlichen Spezialkräfte zu beschaffen. 
Selbst bei einer Vollautomatisierung wird es sich 
immer noch um rd. 8000 Kräfte handeln. Anderer- 
seits ist der Ausschuß der Meinung, daß bei Er- 
reichen eines vollautomatisierten Arbeitsablau- 
fes Möglichkeiten für eine Zusammenlegung ge- 
geben sind. 

Die auch vom Postausschuß gebilligte Anregung 
des Gutachtens, die spezifischen Vorteile des 
Postscheckdienstes weiter auszubauen, wurden 
von der Deutschen Bundespost bereits verwirk- 
licht. Seit Anfang dieses Jahres werden Kassen- 
schecks gebührenfrei eingelöst. Bis August 1969 
wird das Postbarscheckverfahren, das die Auszah- 
lung von Postscheckguthaben bei den Postämtern 
ermöglicht, auf das gesamte Bundesgebiet aus- 
gedehnt sein. 

2. Fernmeldedienste 

a) Die Sachverständigen-Kommission hat festge- 
stellt, daß die Bundesrepublik Deutschland in der 
Fern sprechdichte gegenüber den USA und einer 
Reihe von europäischen Ländern weit zurück- 
liegt. Die Investitionen haben nicht ausgereicht, 
um die stark gestiegene Nachfrage nach Fern- 
spredianschlüssen zu decken. Die Kommission 
hat sich für einen beschleunigten Ausbau des 
öffentlichen Fernsprechnetzes ausgesprochen. 

Der Postausschuß ist nach eingehender Prüfung 
der Verhältnisse zu der Überzeugung gekommen, 
daß die Deutsche Bundespost ihr Bestes tut, um 
ihre Leistungen auf dem Gebiete des Fernmelde- 
wesens weiter zu erhöhen, und hierbei, wie nach- 
stehend dargelegt wird, erhebliche Erfolge er- 
zielt hat. In den auf die Erstattung des Sachver- 
ständigengutachtens folgenden beiden Jahren 
konnten die Investitionsausgaben für das Fern- 
meldewesen aus Finanzierungsgründen nur 
wenig gesteigert werden. Ohne die Beteiligung 
am 1. Investitionshaushalt des Bundes wäre es 
im Jahre 1967 sogar zu einer Kürzung der Auf- 
tragsvergabe um 15 V. H. gekommen. Das hätte 
zu empfindlichen Produktionscinschränkungen 
und Kräfteentlassungen bei der Fernmeldeindu- 
strie geführt. Die Deckung der Nachfrage, die 
auch in der Rezession sehr stark war, wäre ganz 
unbefriedigend geworden. Die Deutsche Bundes- 
post hat es verstanden, ihren Anteil am Investi- 
tionshaushalt des Bundes sehr schnell in Auf- 
träge umzusetzen und noch im Rechnungsjahr 
1967 alle Bewilligungen kassenmäßig zu realisie- 
ren. Damit sind auch postseitig der Wirtschaft 
die Impulse gegeben worden, die zur Wiederbe- 
lebung der Konjunktur geführt haben. Im Rech- 
nungsjahr 1968 konnten die Investitionsaiisgaben 
für das Fernmeldewesen gegenüber dem Vorjahr 
um 21,3 V. H. gesteigert werden. 

Durch Schwerpunktbildung beim Einsatz ihrer 
technischen Kräfte in der Planung und Bauvorbe- 
reitung, durch vermehrten Unternehmereinsatz, 
durch Verbesserung in den Betriebsabläufen und 
durch Ausschöpfung aller sonstigen Rationalisie- 


rungsmöglichkeiten ist es der Deutschen Bundes- 
post gelungen, mehr Anschlüsse einzurichten als 
je zuvor und immer größere Verkehrsmengen zu 
bewältigen. 

Am Ende des Jahres 1965 kamen in der Bundes- 
republik 8,5 Fernsprechhauptanschlüsse bzw. 14,9 
Sprechstellen auf 100 Einwohner. Bis zum Ende 
des Jahres 1968 konnte die Hauptanschlußdichte 
auf 11,2 und die Sprechstellendichte auf 18,7 er- 
höht werden. Im Rechnungsjahr 1965 sind im 
Monatsdurchschnitt 374,8 Millionen Ortsgespräche 
und 158,6 Millionen abgehende Ferngespräche 
vermittelt worden. Im Jahre 1968 waren es 462,9 
Millionen Ortsgespräche und 216,9 Millionen 
Ferngespräche. Innerhalb von drei Jahren hat 
also der Fernsprechortsverkehr um 23,5 v. H., der 
abgehende Fernverkehr sogar um 36,8 v. H. zu- 
genommen. Der Ortsverkehr wird heute vollstän- 
dig, der Fernverkehr zu 99,4 v. H. automatisch 
abgewickelt. 

So eindrucksvoll diese Leistungssteigerungen 
sind, so reichen sie immer noch nicht aus, um 
mit der Nachfrageentwicklung Schritt zu halten. 
Etwa seit der Mitte des vergangenen Jahres 
steigt der Bedarf an Fernsprechanschlüssen in 
einem bisher nie gekannten Ausmaß. Am Ende 
des Jahres 1965 lagen rd. 380 000 Anträge auf 
Einrichtung eines Fernsprechhauptanschlusses 
vor. Ihre Zahl ist trotz stark vermehrter Neuein- 
richtungen bis Ende 1968 auf rd. 427 000 und bis 
Ende April 1969 gar auf rd. 499 000 gestiegen. 
Das gleichzeitige Anwachsen der nicht sofort her- 
stellbaren Anschlüsse gibt Anlaß zur Besorgnis: 
von Ende April 1968 bis Ende April 1969 ist die 
Zahl der in vier Wochen nicht herstellbaren An- 
schlüsse von rd. 247 000 auf rd. 287 000 gestie- 
gen. Die Deutsche Bundespost rechnet mit einer 
weiteren Zunahme. Im Ferndienst hat der über- 
aus stark gestiegene Verkehrsanfall in be- 
stimmten Verkehrsbeziehungen bereits zu einer 
Überlastung der Fernleitungsbündel geführt. Die 
Deutsche Bundespost verfolgt diese Entwicklung 
durch regelmäßige Verkehrsmessungen mit gro- 
ßer Sorgfalt. Sie ist bestrebt, diese Engpässe 
durch gezielte Investitionen zu beseitigen. 

Ohne eine erhebliche weitere Verstärkung der 
Fernmeldeinvestitionen kann die Deutsche Bun- 
despost der rasanten Nachfragesteigerung nicht 
Herr werden. Während der am 1. März 1968 auf- 
gestellte Investitionsplan für die Jahre 1968 bis 

1972 Fernmeldeausgaben (ohne innerbetriebliche 
Leistungen) im Gesamtbeträge von 12,984 Mrd. 
DM vorsah, hält der soeben erstellte Entwurf 
eines Investitionsplanes für die Jahre 1969 bis 

1973 17,670 Mrd. DM für erforderlich. 

Der Postausschuß ist wie die Sachverständigen- 
Kommission von der Notwendigkeit überzeugt, 
daß die Fernmeldeanlagen der Deutschen Bun- 
despost in weit stärkerem Maße als bisher aus- 
gebaut und auf dem neuesten Stand der techni- 
schen Entwicklung gehalten werden müssen. An- 
gesichts der großen Bedeutung, die ein gut arbei- 
tendes Fernmeldewesen für die gedeihliche Wei- 
terentwicklung der Volkswirtschaft und der Ge- 
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Seilschaft hat, empfiehlt der Postausschuß, der 
Deutschen Bundespost jede notwendige Unter- 
stützung zur Bewältigung dieser Aufgabe zuteil 
werden zu lassen. 

b) Um die Planungskapazität der Deutschen Bundes- 
post zu verstärken, hat die Sachverständigen- 
Kommission Möglichkeiten gesehen in der Ab- 
gabe des Nebenstellengeschäfts an die Industrie 
und in der Abgabe der posteigenen Rundfunk- 
und Fernsehsender an eine Betriebsgesellschaft, 
die das gesamte Rundfunk- und Fernsehsender- 
netz in der Bundesrepublik Deutschland plant, 
aufbaut und für die verschiedenen Rundfunk- 
anstalten betreibt. 

Der Postausschuß ist — - wie auch die Bundes- 
regierung, die zu diesen Vorschlägen ausführlich 
Stellung genommen hat, — der Auffassung, daß 
einer Abgabe des postalischen Anteils des Ne- 
benstellengeschäfts an die Industrie wegen der 
nachteiligen personellen, betrieblichen und 
volkswirtschaftlichen Folgen einer solchen Maß- 
nahme nicht zugestimmt werden kann. Abgese- 
hen davon, daß der Bund aus rechtlichen Gründen 
nur in der Lage wäre, bundeseigene Sendeanla- 
gen in eine einheitliche Betriebsgesellschaft ein- 
zubringen, nicht aber die gleichzeitige Überfüh- 
rung der Sendeanlagen der Rundfunkanstalten 
des Landesrechts zu verfügen, begegnet der Vor- 
schlag beim Postausschuß erheblichen personal- 
und arbeitsmarktpolitischen Bedenken. Wegen 
der der Deutschen Bundespost und dem gesam- 
ten Rundfunkwesen erwachsenden Nachteile 
kann nicht empfohlen werden, dem Vorschlag zu 
folgen. 

3. Tarif Politik 

Die Sachverständigen-Kommission hat sich dafür 
ausgesprochen, daß bei der Tarifgestaltung der 
Deutschen Bundespost eine volle Kostendeckung 
einschließlich einer Verzinsung des Eigenkapitals 
und eines Beitrages zur Investitionsfinanzierung an- 
gestrebt werden müsse. Der Postausschuß stimmt 
dieser Zielsetzung im Prinzip zu. Er gibt jedoch zu 
bedenken, daß sich dieser Grundsatz nicht in jedem 
Fall verwirklichen läßt. 

So erscheint es insbesondere im Hinblick auf die 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Deut- 
schen Bundespost notwendig, in einzelnen Bereichen 
auch weiterhin Kostenunterdeckungen zuzulassen. 

Auch werden sich aus politischen, vor allem so- 
zialpolitischen Gründen verschiedentlich Abweichun- 
gen vom Grundsatz der vollen Kostendeckung als 
notwendig erweisen. 

Bei dieser Sachlage wird es daher unvermeidbar 
sein, die in einzelnen Bereichen auftretenden Kosten- 
unterdeckungen auf andere Weise auszugleichen. 
Soweit hierfür nicht — wie etwa bei politisch be- 
dingten Gebührenausfällen — Zuschüsse aus der 
Bundeskasse in Betracht zu ziehen sein werden, 


kann dies nur durch entsprechend höhere Festset- 
zungen der Gebühren in anderen Bereichen gesche- 
hen. Der Postausschuß ist der Auffassung, daß da- 
bei versucht werden sollte, den notwendigen Gebüh- 
renausgleich nach Möglichkeit innerhalb desselben 
Dienstzweiges oder doch zwischen verwandten 
Dienstzweigen zu erzielen. Sofern dies nicht durch- 
führbar ist, hat der Ausschuß jedoch keine Beden- 
ken, daß der Ausgleich auch global zwischen den 
Post- und den Fernmeldegebühren herbeigeführt 
wird. 


4. Politische Lasten 

Die Sachverständigen haben zum Problem der po- 
litischen Lasten ausgeführt, daß die Deutsche Bun- 
despost als öffentliches Unternehmen auch zur Er- 
reichung staatspolitischer Ziele eingesetzt werde. 
Es sei notwendig, die finanziellen Konsequenzen 
aus solchen Eingriffen in die Geschäftspolitik zu 
ziehen, da jede Abweichung von der ökonomisch 
richtigen Verhaltensweise finanzielle Einbußen für 
die Deutsche Bundespost bedeuten. Deshalb sollte 
zukünftig der Grundsatz gelten, daß die Deutsche 
Bundespost für alle kostenerhöhenden oder erlös- 
schmälernden Auflagen des Bundes ohne Rücksicht 
auf ihre Ertragslage einen vollen finanziellen Aus- 
gleich erhält. In diesem Zusammenhang weist die 
Kommission aber auch darauf hin, daß den politi- 
schen Lasten gewisse Steuervergünstigungen gegen- 
überstehen. Es sei daher notwendig, daß eine umfas- 
sende Regelung und Bereinigung der finanziellen 
Beziehungen zwischen dem Bund und der Bundes- 
post getroffen wird. 

In ihrer Stellungnahme vom 10. März 1966 hat 
die Bundesregierung die grundsätzlichen Feststel- 
lungen der Kommission gebilligt, jedoch eine gründ- 
liche Prüfung der einzelnen Ansprüche für notwen- 
dig gehalten. Im Hinblick auf den Bundeshaushalt 
sei nur ein stufenweiser, im Rahmen einer finanzi- 
ellen Gesamtkonzeption durchzuführender Abbau 
der politischen Lasten möglich. Als ersten Schritt 
in dieser Richtung hat die Bundesregierung die 
Deutsche Bundespost ab 1. Januar 1966 von der 
Bedienung der Ausgleichsforderungen, die der Deut- 
schen Bundesbank gegenüber dem Bund zustehen, 
entlastet (22 Mio DM jährlich). Die zunächst 
beabsichtigte Übernahme weiterer Lasten kam nicht 
zustande, weil die mittelfristige Finanzplanung für 
die Jahre 1968 bis 1972 keine Abgeltung aus Bun- 
desmitteln zuließ. 

Der Postausschuß ist zu der Auffassung gelangt, 
daß das Erfolgsbild der Deutschen Bundespost durch 
die ihr auferlegten politischen und betriebsfrem- 
den Lasten in erheblichem Maße nachteilig beein- 
flußt wird. Zwar ist die Notwendigkeit anzuerken- 
nen, daß die Deutsche Bundespost bei ihrer Ge- 
schäftsführung die politischen Interessen des Bun- 
des — in diesem Zusammenhang vor allem dessen 
sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen — be- 
rücksichtigt. Andererseits muß bei der bestehenden 
und als allein richtig erkannten wirtschaftlichen 
Verselbständigung der Deutschen Bundespost fol- 


6 



Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4410 


gerichtig verlangt werden, daß die aus den politi- 
schen Wünschen des Bundes herrührenden finanzi- 
ellen Belastungen vom Bund im einzelnen erstattet 
werden. Geschieht dies nicht, dann wird der Post- 
benutzer mit Ausgaben belastet, die an sich dem 
Staat zufallen. 

Außerdem wird sich dann auch nie feststellen las- 
sen können, wer für das wirtschaftliche Ergebnis 
der Deutschen Bundespost verantwortlich ist. Der 
Postausschuß ist daher im Interesse einer Transpa- 
renz der Meinung, daß der Deutschen Bundespost 
für alle vom Bund gemachten Auflagen, die bei der 
Deutschen Bundespost zu einer Erlösschmälerung 
oder einer Kostenerhöhung führen, ein voller finan- 
zieller Ausgleich aus der Bundeskasse zugestanden 
werden müßte. Um die echten Betriebsergebnisse 
der einzelnen Dienstzweige richtig auszuweisen, 
sollte nach Auffassung des Postausschusses auch 
Wert darauf gelegt werden, daß der finanzielle Aus- 
gleich jeweils dem betreffenden Dienstzweig und 
nicht erst in einer Summe dem Gesamtergebnis zu- 
geschlagen wird. 

Andererseits verkennt der Ausschuß nicht die 
Schwierigkeiten, die bei der Durchsetzung dieser 
Forderung bestehen. Dies gilt zunächst in bezug auf 
die genaue Abgrenzung der politischen Lasten und 
deren quantitative Erfassung einerseits sowie der 
besonderen rechtlichen Stellung der Deutschen Bun- 
despost andererseits. Da außerdem während des 
laufenden Abschnitts der mittelfristigen Finanzpla- 
nung des Bundes für die Jahre 1968 bis 1972 kaum 
ein weiterer Abbau der politischen Lasten der Deut- 
schen Bundespost erreichbar sein wird, ist der Post- 
ausschuß der Meinung, daß zur Erreichung klarer 
Verantwortlichkeiten die vom Ausschuß vorgeschla- 
gene Regelung der politischen Lasten im Rahmen 
der künftigen Finanzplanung berücksichtigt werden 
sollte. 

Darüber hinaus erscheint es dem Postausschuß er- 
forderlich, die rechtliche Stellung der Deutschen 
Bundespost auch insoweit abzusichern, als es sich 
um das Tätigwerden der Deutschen Bundespost für 
die Öffentliche Hand außerhalb des eigentlichen Be- 
nutzungsrechtes handelt, wie etwa für die Sozial- 
versicherungsträger im Rentenauszahlungsdienst. 
Leistungen, die die Deutsche Bundespost für den 
Bund, die Länder, die Gemeinden, Anstalten und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts erbringt, 
sollten nach Auffassung des Postausschusses voll 
abgegolten werden, da es nicht Sache der Deutschen 
Bundespost ist, einen finanziellen Beitrag zu deren 


Aufgaben oder in Wahrnehmung ihrer Interessen 
zu leisten. 

5. Ablieferung an den Bund 

Die Sachverständigen treten aus marktwirtschaft- 
lichen Gründen dafür ein, daß die Ablieferung der 
Deutschen Bundespost an den Bund beibehalten 
wird. Die Ablieferung solle aber in Zukunft nicht 
an die Betriebseinnahmen, sondern an das Eigen- 
kapital oder an den Erfolg gebunden sein. Die Ab- 
lieferung sei so lange zu stunden und in Eigen- 
kapital umzuwandeln, bis dieses die notwendige 
Höhe erreicht hat, wobei nach den Vorstellungen 
der Sachverständigen ein Verhältnis von Eigen- 
zu Fremdkapital von 50 : 50 angestrebt werden soll. 

Durch Artikel 15 des Finanzänderungsgesetzes 
1967 ist die Ablieferung der Deutschen Bundespost 
an den Bund inzwischen modifiziert worden. Die 
Höhe der Ablieferung ergibt sich aus einer 7 Voigen 
Verzinsung des Eigenkapitals und — nach der ur- 
sprünglichen Konzeption zunächst für den Zeitraum 
der ersten mittelfristigen Finanzplanung — zusätz- 
lich eines Betrages in Höhe von 300 Mio DM. Der 
Bund beläßt damit der Deutschen Bundespost einen 
Teil der Ablieferung zur Verbesserung der Eigen- 
kapitalausstattung. In ihrer Stellungnahme vom 
20. Februar 1969 hat die Bundesregierung erklärt, 
daß' sie den in Artikel 15 des Finanzänderungsge- 
setzes 1967 festgelegten Zinssatz für die Abliefe- 
rung überprüfen wird, wenn sich der durchschnitt- 
liche Zinssatz für das bei der Deutschen Bundespost 
eingesetzte langfristige Fremdkapital in gewissem 
Umfang ändert. Die Bindung der Ablieferung an das 
Eigenkapital der Deutschen Bundespost wird vom 
Postausschuß befürwortet. 

über das Ausmaß der Ablieferung der Deutschen 
Bundespost und die Einlagen des Bundes zur Ver- 
stärkung des Eigenkapitals geben nachstehende Zah- 
len Aufschluß: 

Ablieferung der Deutschen Bundes- 
post gemäß § 21 Postverwaltungs- 
gesetz 

1948 bis 1968 7 404,3 Mio DM 

Einlagen des Bundes 

1965 bis 1968 1 380,9 Mio DM 

Ablieferung abzüglich Einlagen des 
Bundes 

1948 bis 1968 6 023,4 Mio DM 


Finanzplanung der Deutschen Bundespost für die Jahre 1969 bis 1973 in Mio DM 



1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Ablieferung 

845,0 

920,0 

1 000,0 

1 085,0 

1 175,0 

davon an Bund abzuführen 

700,0 

780,0 

850,0 

935,0 

1 020,0 

bleiben Einlagen des Bundes 

145,0 

140,0 

150,0 

150,0 

155,0 
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Die Deutsche Bundespost muß aber, wie die Gut- 
achter mit Recht hervorheben, instand gesetzt wer- 
den, die Ablieferung zu verdienen. Die bei der Be- 
handlung der politischen Lasten angedeuteten Zu- 
sammenhänge werden auch hier deutlich. Der Aus- 
schuß hält es keineswegs für vertretbar, daß die Ab- 
lieferung den Aufbau des Eigenkapitals weiterver- 
zögert, als dies durch die zusätzliche Ablieferung 
von 300 Mio DM im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung schon geschehen ist. Desgleichen darf 
die Ablieferung nach Ansicht des Postausschusses in 
Zukunft den Anteil des Eigenkapitals am Gesamt- 
kapital von einem Drittel (vgl. hierzu unter Nr. 6) 
nicht gefährden. Von Ablieferungen wird daher 
künftig in gebotenem Umfang Abstand zu nehmen 
sein, wenn durch vom Eigenkapital abzubuchende 
Verluste der Anteil des Eigenkapitals am Gesamt- 
kapital unter ein Drittel zu sinken droht. 

6. Finanzwirtschaft der Deutschen Bundespost 

Die Sachverständigen-Kommission hat darauf hin- 
gewiesen, daß sich die Deutsche Bundespost, wenn 
man sie nach den Grundsätzen eines privatwirt- 
schaftlichen Unternehmens beurteilt, in einer sehr 
schwierigen finanziellen Lage befindet. Die Kapital- 
struktur bedürfe einer gründlichen Änderung; es 
könne nicht länger hingenommen werden, daß An- 
lagevermögen durch kurzfristiges Fremdkapital ge- 
deckt werde. Die Sachverständigen sahen — jeden- 
falls zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens 

— nicht nur die Finanzierung dringend notwendiger 
Investitionsvorhaben, sondern sogar die Liquidität 
der Deutschen Bundespost als gefährdet an. 

Die Gutachter haben daher vorgeschlagen, 

— das Eigenkapital so anzuheben, daß sein Ver- 
hältnis zum Fremdkapital 50 : 50 beträgt, 

— eine Reserve in Höhe von 500 Mio DM zu bil- 
den, 

— über die Kostendeckung hinaus eine angemes- 
sene Verzinsung des Eigenkapitals sicherzustel- 
len, 

— die Tarifpolitik so zu gestalten, daß eine ange- 
messene Selbstfinanzierung möglich ist, 

— Sonderrücklagen zu bilden vor allem für Zwecke 
der anteiligen Investitionsfinanzierung und 
Schuldentilgung. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß zu- 
nächst ein Eigenkapitalanteil in Höhe eines Drittels 
des Gesamtkapitals angestrebt werden sollte. Sie 
stimmt der Kommission zu, wonach die im Postver- 
waltungsgesetz vorgesehene Rücklage von 100 Mio 
DM nicht ausreichend sei. Die Bundesregierung teilt 


auch die Auffassung, daß eine angemessene Verzin- 
sung des Eigenkapitals der Deutschen Bundespost 
erwirtschaftet und die Investitionen zu einem an- 
gemessenen Teil aus Gewinnen finanziert werden 
müßten. Dem Vorschlag zur Bildung von Sonder- 
rücklagen tritt sie grundsätzlich bei. 

Die Gutachter haben die wirtschaftliche und 
finanzielle Lage der Deutschen Bundespost nach 
Maßstäben beurteilt, wie sie an ein privatwirt- 
schaftliches Unternehmen anzulegen sind. Von daher 
wird ihre Befürchtung hinsichtlich des Status der 
Deutschen Bundespost verständlich, der ihrer Mei- 
nung nach nicht nur die Finanzierung der dringend 
notwendigen Investitionsvorhaben, sondern auch 
die Liquidität des Unternehmens zu gefährden 
drohe. 

Nun kann die Deutsche Bundespost nach Auffas- 
sung des Postausschusses nicht uneingeschränkt nach 
privatwirtschaftlichen Grundsätzen beurteilt werden. 
Ihr Status, der ihr einerseits Bindungen auferlegt, 
die Privatbetriebe nicht kennen, setzt andererseits 
auch wirtschaftliche Fakten, die nicht mit den Ge- 
gebenheiten privatwirtschaftlicher Betriebe ohne 
weiteres verglichen werden können. So spielt z. B. 
die Funktion des Eigenkapitals als Garantiepolster 
für die Gläubiger und damit als Kriterium für die 
Kreditwürdigkeit bei der Deutschen Bundespost 
nicht die Rolle wie in Privatunternehmen. Dies gilt 
auch für die Finanzierungsregeln, die sich im pri- 
vatwirtschaftlichen Bereich herausgebildet haben, 
wie etwa der praktische Grundsatz, daß das Anlage- 
vermögen möglichst weitgehend durch Eigenkapital 
finanziert sein soll. Andererseits ist freilich der rela- 
tive Abbau von Schulden für die Deutsche Bundes- 
post schon deswegen wünschenswert, um den fixen 
Zinskostenanteil für Leihkapital nicht weiterhin 
überproportional ansteigen zu lassen. Ebenso darf 
die ohnehin hohe Finanzierung über den Kapital- 
markt sowie die damit verbundene Abhängigkeit 
der Deutschen Bundespost nicht noch weiter forciert 
werden. 

Nach Abwägen der in Betracht zu ziehenden Um- 
stände schließt sich der Postausschuß der Auffassung 
der Bundesregierung an, daß zunächst ein Eigen- 
kapitalanteil in Höhe von Vs des Gesamtkapitals 
anzustreben ist. Die von der Bundesregierung be- 
reits 1965 eingeleiteten Maßnahmen haben dazu ge- 
führt, daß Ende 1968 ein Eigenkapitalanteil von 
27,8 V. H. erreicht wurde. Ohne die Hilfe des Bundes 
würde sich der Eigenkapitalanteil der Deutschen 
Bundespost zu diesem Zeitpunkt auf 12,8 v. H. be- 
laufen haben. Im Rahmen der Finanzplanung für die 
Jahre 1969 bis 1973 ist folgende Entwicklung der 
Kapitalstruktur vorgesehen: 



1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Eigenkapital (Mio DM) 

6 820 

7 860 

9 050 

10 270 

11440 

Anteil am Gesamtkapital (v. H.) 

29,8 

30,9 

32,0 

32,7 

32,9 
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Nach Meinung des Ausschusses dient der Aufbau 
einer Liquiditätsreserve weniger einer ständigen 
Sicherung der Zahlungsbereitschaft, sondern erfülllt 
vor allem eine Ausweichfunktion: nämlich bei un- 
vorhergesehenem kurzfristigen Ausfall von Kredi- 
ten, die in der Finanzplanung vorgesehen sind, eine 
Lücke zu schließen (Umwandlung einer Finanzin- 
vestition in eine Realinvestition). Bei dem Um- 
fang der Investitionen der Deutschen Bundespost 
hält der Ausschuß eine Liquiditätsreserve von 
250 Mio DM, wie sie in der Zwischenzeit gebildet 
wurde, nicht für ausreichend. Er ist vielmehr der 
Ansicht, daß diese Reserve im Interesse einer kon- 
tinuierlichen Investitionspolitik mindestens 500 Mio 
DM betragen sollte. 

7. Rechnungswesen 

Die Kommission hat anerkannt, daß das Rech- 
nungswesen der Deutschen Bundespost in vielfacher 
Hinsicht modernisiert worden ist. Insbesondere hat 
sich die Kommission mit dem Verhältnis der kauf- 
männischen Buchführung zum Rechnungswesen auf- 
grund der haushaltsrechtlichen Bestimmungen, die 
auch für die Deutsche Bundespost gültig sind, aus- 
einandergesetzt. Die Kommission empfiehlt, die 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen für den Bereich 
der Deutschen Bundespost weitgehend zu modifi- 
zieren und den Erfordernissen betriebswirtschaft- 
licher Planungsrechnungen anzupassen. Auch die 
betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnungen seien 
weiter fortzuentwickeln, so daß aussagefähige Un- 
terlagen für ‘ Investitionen, Personal- und Betriebs- 
mitteleinsatz sowie für die Gebührenregelung ge- 
wonnen werden könnten. Schließlich seien den 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen gerade bei größeren 
Investitionsvorhaben eine stärkere Aufmerksam- 
keit zuzuwenden und die Anstrengungen auf dem 
Gebiet der Unternehmensforschung zu intensivieren. 

Obwohl das Interesse des Postausschusses vor- 
wiegend den politisch relevanten Teilen des Gut- 
achtens zugewandt war, hat er sich auch eingehend 
über das Rechnungswesen der Deutschen Bundes- 
post unterrichtet. Die Bundesregierung konnte über- 
zeugend darlegen, daß das Rechnungswesen der 
Deutschen Bundespost allen Anforderungen genügt 
und alle Daten liefert, die für die Durchleuchtung 
und Leitung einer so großen Verwaltung benötigt 
werden. Insbesondere muß anerkannt werden, daß 
es der Deutschen Bundespost gelungen ist, die kauf- 
männische Buchführung mit der haushaltsmäßigen 
Rechnungsführung aufwandsparend zu einem Gan- 
zen zu vereinen, so daß die Deutsche Bundespost 
imstande ist, aus demselben Datenmaterial sowohl 
kaufmännische Abschlüsse in Form einer Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie einer Bilanz zu erstellen 
und Rechnung nach haushaltsrechtlichen Grund- 
sätzen zu legen. Wegen der z. Z. in Gang befind- 
lichen Neuordnung des Haushaltsrechts und des 
Haushaltswesens erübrigt es sich, auf diesbezüg- 
liche Einzelheiten einzugehen. 

Der Ausschuß pflichtet der Auffassung der Gut- 
achten über die Notwendigkeit vermehrter Wirt- 
schaftlichkeitsrechnung gerade für große Objekte 


bei und regt an, die personellen und sachlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen. Er begrüßt es 
daher, daß der Bundespostminister, um die An- 
strengungen auf dem Gebiet der Unternehmensfor- 
schung zu intensivieren und einen weiteren Beitrag 
zur Rationalisierung der Betriebs- und Verwaltungs- 
vorgänge zu leisten, inzwischen in seinem Ministe- 
rium ein Referat eingerichtet hat, das bereits be- 
kannte Methoden auf ihre Anwendbarkeit bei der 
Deutschen Bundespost prüft und spezifische Metho- 
den neu entwickeln soll. 

8. Organisation 

Die Kommission empfiehlt, die beiden Haupt- 
dienstzweige (Postwesen und Fernmeldewesen) in 
der Mittelinstanz zu verselbständigen. Anstelle der 
bisherigen 22 Oberpostdirektionen sollen 8 Fern- 
meldedirektionen und maximal 15 Postdirektionen 
treten. Ihre Bezirke sollen ohne Rücksicht auf die 
Ländergrenzen allein nach den technischen Erforder- 
nissen und den Ansprüchen des Betriebsvollzugs ab- 
gegrenzt werden. Die Kommission sieht das Pro- 
blem der Verselbständigung der beiden Betriebs- 
bereiche in der Mittelinstanz im Zusammenhang mit 
der ihrer Meinung nach dringend gebotenen Auf- 
lösung von Oberpostdirektionen, die ihre optimale 
Größe weit unterschreiten. 

Der Postausschuß vermag in der Verselbständi- 
gung der Betriebsbereiche Postwesen und Fern- 
meldewesen auf Bezirksebene keine so großen Vor- 
teile zu erkennen, die eine grundlegende organisa- 
torische Änderung rechtfertigen. Bei getrennter Be- 
arbeitung der für die Betriebsbereiche gemeinsamen 
Angelegenheiten des Personalwesens, des Haus- 
halts- und Kassenwesens, des Bauwesens u. a. müßte 
gegenüber der jetzigen organisatorischen Regelung 
für die Erledigung gleicher Arbeitsmengen mehr 
Personal in der Mittelinstanz eingesetzt werden. 
Auch die Zentralinstanz würde — bedingt durch zu- 
sätzliche Koordinierungsaufgaben — einen höheren 
Personalbedarf haben. Dazu tritt zwangsläufig eine 
Vermehrung der Zahl der Direktionen. Da die Stand- 
orte der Postdirektionen und Fernmeldedirektionen 
nach betrieblichen Gesichtspunkten zu wählen sind 
und sich die betrieblichen Schwerpunkte des Fern- 
meldewesens (Sitz der zentralen Vermittlungsstel- 
len) mit denen des Postwesens decken, müßten in 
wenigstens acht Orten neben dem vorhandenen 
Direktionsgebäude ein weiteres Verwaltungs- 
gebäude erstellt werden. Durch die erforderlichen 
Investitionen würden Mittel beträchtlichen Umfan- 
ges der Verwendung für betriebliche Zwecke ent- 
zogen werden. Die damit verbundene Schmäle- 
rung der Erträge und die durch die Umsetzung des 
Personals entstehenden Aufwendungen (Trennungs- 
geld, Umzugskosten, Wohnungsbaugelder) würden 
die Erfolgsrechnung der Deutschen Bundespost auf 
Jahre in einem volkswirtschaftlich unvertretbaren 
Maße negativ beeinflussen. 

Eingehend ist die Frage der regionalen Neuglie- 
derung der Oberpostdirektionsbezirke erörtert wor- 
den. Die unterschiedliche Größe der Bezirke und die 
nicht nach betrieblichen Erfordernissen erfolgten 
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Abgrenzungen erlauben keine optimale Aufgaben- 
erfüllung in der Mittelinstanz. Deshalb sind nach 
Meinung des Postausschusses Maßnahmen zur Re- 
form der bezirklichen Verwaltungsstruktur einzu- 
leiten. Die Aufhebung von „Kleinstdirektionen" ist 
vordringlich, da — ■ im Vergleich zu den größeren 
Oberpostdirektionen — ihr Verwaltungsapparat auf- 
wendiger und ihr Wirkungsgrad wegen der zwangs- 
läufig mangelnden Spezialisierung geringer ist. Ziel 
der regionalen Neugliederung der Mittelinstanz 
der Deutschen Bundespost muß es sein, Bezirke mit 
einem annähernd gleichen Gesamtpersonalbestand 
zu schaffen. Bei der Abgrenzung dieser Bezirke soll- 
ten nach Meinung des Postausschusses allein wirt- 
schaftsgeographische, verkehrspolitische und be- 
triebliche Gesichtspunkte maßgebend sein. 

9. Personalwesen 

a) Die Sachverständigen-Kommission hat zum Per- 
sonalwesen der Deutschen Bundespost Stellung 
genommen, jedoch eingeräumt, daß aus Zeit- 
mangel eine gründliche Durchleuchtung nicht 
möglich war. Aus dem Verhältnis des Personal- 
aufwands zu den Gesamterträgen bei der Deut- 
schen Bundespost und den Postverwaltungen 
Frankreichs, der Niederlande, Englands und der 
Schweiz schließt die Kommission durch Vergleich 
— insbesondere der Deutschen Bundespost mit 
der Schweizer PTT — auf eine ungünstige Per- 
sonalstruktur bei der Deutschen Bundespost. 

Der Vergleich läßt nach Auffassung des Post- 
ausschusses wesentliche Gesichtspunkte außer 
acht. Beispielsweise muß der erheblich dichtere 
Post- und Fernmeldeverkehr in der Schweiz eine 
Degression der Personalkosten bewirken. Bezo- 
gen auf die Einwohnerzahl ist in der Schweiz das 
Aufkommen an Briefsendungen dreimal so hoch, 
das an Paketsendungen viermal so hoch wie in 
der Bundesrepublik Deutschland. Am 1. Januar 
1967 kamen in der Schweiz 25,8 Hauptanschlüsse 
auf 100 Einwohner, in der Bundesrepublik 
Deutschland nur 9,2. Ferner bleibt bei dem von 
der Kommission angestellten Vergleich der Auf- 
wand unberücksichtigt, der sich daraus ergibt, 
daß die Deutsche Bundespost gegenüber der 
Schweizer PTT ein rund 6mal größeres Versor- 
gungsgebiet mit einer rund lOmal größeren 
Wohnbevölkerung zu bedienen hat. Auch unter 
Berücksichtigung der von der Bundesregierung 
genannten Gründe hält der Postausschuß die von 
der Kommission angestellten Vergleiche für nicht 
aussagefähig. 

b) Der Postausschuß vertritt die Auffassung, daß 
die Zahl der Beschäftigten der Deutschen Bundes- 
post sich ausschließlich nach dem Umfang der zu 
bewältigenden Aufgaben zu bestimmen hat und 
nach den Grundsätzen einer sparsamen Personal- 
wirtschaft festzusetzen ist. Ein Einfrieren der Be- 
schäftigtenzahl erscheint demgegenüber nicht 
durchführbar. Eine solche Maßnahme müßte bei 
Verkehrsanstieg über kurz oder lang zu Beein- 
trächtigungen des Post- und Fernmeldeverkehrs 
führen. Daß die Personalbemessung von der 
Deutschen Bundespost ordnungsgemäß gehand- 


habt wird, sieht der Postausschuß aufgrund der 
Ausführungen des Bundesrechnungshofes zu die- 
ser Frage als erwiesen an. Da die Deutsche Bun- 
despost bei ihrer hohen Personalintensität — vor 
allem im Postwesen — den infolge Zunahme des 
Verkehrs und Verkürzung der Wochenarbeits- 
zeit steigenden Personalbedarf nicht restlos durch 
Rationalisierung von Betrieb und Verwaltung 
auffangen kann, muß es ihr unbenommen blei- 
ben, die Beschäftigtenzahl auch in Zukunft in dem 
nötigen Umfang zu erhöhen. Hervorzuheben ist 
in diesem Zusammenhang, daß es der Deutschen 
Bundespost gelungen ist, die Arbeitsproduktivi- 
tät in den Jahren von 1950 bis 1966 von 100 auf 
215 V. H. zu steigern. Andererseits muß von der 
Deutschen Bundespost jedoch erwartet werden, 
daß sie bei gegebenenfalls rückläufigem Verkehr 
die notwendigen personalwirtschaftlichen Maß- 
nahmen ergreift. 

c) Was die Vorschläge der Kommission hinsichtlich 
der Beschäftigung von Beamten und Tarifperso- 
nal angeht, stimmt der Postausschuß mit der Bun- 
desregierung darin überein, daß die Beschäfti- 
gung von Beamten zunächst vom rechtlichen 
Standpunkt aus zu betrachten und aus dieser 
Sicht für die Deutsche Bundespost zu bejahen ist. 
Der Postausschuß teilt auch die Auffassung der 
Bundesregierung, daß die Beschäftigung von An- 
gestellten und Arbeitern anstelle von Beamten 
keine nennenswerten wirtschaftlichen Vorteile 
bringen würde, welche die mit der Beschäftigung 
von Beamten verbundenen Vorzüge ausgleichen 
könnten. Der Postausschuß weist hierbei auf die 
vergleichende Untersuchung des Bundesrech- 
nungshofes vom Mai 1967 hin, die zu einem im 
wesentlichen gleichen Ergebnis geführt hat, wie 
der von der Bundesregierung vorgenommene 
Vergleich. 

d) Der Postausschuß unterstützt den von der Sach- 
verständigen-Kommission im Zusammenhang 
mit den Vorschlägen zum Fernmeldewesen (S. 87 
des Gutachtens) vorgebrachten Hinweis, daß die 
Laufbahnvorschriften und Dienstpostenbewertun- 
gen bei der Deutschen Bundespost mit der schnel- 
len technischen Entwicklung im Fernmeldewesen 
Schritt halten müssen. Er sieht es deshalb als 
notwendig an, daß das Personal durch eine inten- 
sive und zielgerechte Ausbildung möglichst früh- 
zeitig zu hohen Leistungen befähigt wird. Den an 
das Personal zu stellenden hohen Anforderungen 
muß die gesamte Laufbahngestaltung Rechnung 
tragen. Dies bedeutet auch die Schaffung von 
Aufstiegsmöglichkeiten in genügender Zahl. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die 
in der Dienstpostenbewertung festgelegten Zah- 
lenverhältnisse für die Beförderungsämter nicht 
ohne weiteres verbessert werden können, so- 
lange die gesetzlichen Obergrenzen für die Besol- 
dungsgruppen unverändert bleiben. 

Der Postausschuß entnimmt der Stellungnahme 
der Bundesregierung, daß die Deutsche Bundes- 
post diese Notwendigkeit richtig erkannt hat 
und beim Erlaß der Ausbildungs- und Laufbahn- 
vorschriften diesen Überlegungen folgt. 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Dnicksadie Y/4410 


10. Forschung 

Zu den mit der Forschung zusammenhängenden 

Fragen ist der Postausschuß zu folgender Auffassung 

gelangt: 

a) Die Grundlagenforschung sollte nicht Aufgabe 
der Deutschen Bundespost sein. Probleme der 
Grundlagenforschung sollten vielmehr grund- 
sätzlich an Hochschulinstitute oder andere post- 
fremde wissenschaftliche Forschungseinrichtun- 
gen als Forschungsaufträge vergeben werden. 

b) Wirtschaftswissenschaftliche Forschungsvorha- 
ben, die die Belange der Deutschen Bundespost 
berühren, sowie sonstige Problemstellungen, die 
für die Deutsche Bundespost von Bedeutung sind 
und nicht in eigener Verantwortlichkeit unter- 
sucht werden können, sollten als Forschungsauf- 
träge an postfremde Institutionen vergeben wer- 
den. 

c) Die Forschungseinrichtungen der Deutschen Bun- 
despost sollten sich der angewandten und praxis- 
naheren Forschung annehmen, deren Ergebnisse 
voraussichtlich für die Weiterentwicklung der 
Nachrichtentechnik von besonderer Bedeutung 
sein werden. 

d) Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß 
die Deutsche Bundespost beabsichtigt, ihre Auf- 
wendungen für Forschungsvorhaben etwa auf 
den Rahmen des von der Sachverständigen-Kom- 
mission genannten Anteils am Jahresumsatz von 
0,5 bis 1,0 V. H. anzuheben. 


11. Änderung des Postverwaltungsgesetzes 

Im letzten Teil ihres Gutachtens (S. 138 ff.) fordert 
die Sachverständigen-Kommission eine grundle- 
gende Reform des Postverwaltungsgesetzes vom 
24. Juli 1953, um auf diese Weise den „Struktur- 
wandel der Post von einem überwiegend nach ad- 
ministrativen Gesichtspunkten geleiteten, zahlrei- 
chen politischen Einflüssen ausgesetzten und von 
der Mitwirkung anderer staatlicher Stellen in den 
verschiedensten Formen der Genehmigung, der 
Zustimmung, des Einvernehmens und des Beneh- 
mens allzusehr abhängigen Staatsverwaltung zu 
einem in möglichst unabhängiger Verantwortung 
und Entscheidungsfreiheit zu führenden Unterneh- 
men" zu unterstützen und zu fördern. Die Kom- 
mission unterbreitet zu diesem Zweck — und zwar 
in Form von Thesen — zahlreiche Vorschläge für 
die Neufassung des Postverwaltungsgesetzes. Sie 
empfiehlt hierbei außer einer Neuregelung der 
Wirtschaftsführung und des Finanzwesens der 
Deutschen Bundespost und der finanziellen Bezie- 
hungen zwischen dem Bund und der Deutschen 
Bundespost insbesondere, die Deutsche Bundes- 
post künftig „als nicht rechtsfähiges Sonderver- 
mögen des Bundes in der Organisationsform einer 
bundeseigenen und bundesunmittelbaren Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit eigenen Organen und 
eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung" zu ver- 


walten. Als Organe werden ein aus 5 Mitgliedern 
bestehender Vorstand und ein 18köpfiger Verwal- 
tungsrat vorgesdilagen. 

Die Bundesregierung hat hierzu in ihrer ab- 
schließenden Stellungnahme erklärt, daß der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
aufgrund eingehender Untersuchungen, in die so- 
wohl die staats- und verfassungsrechtlichen Ge- 
sichtspunkte, als auch die Fragen der Organisation, 
der Betriebswirtschaft, des Personalwesens, des 
Haushaltsrechts und der Investitionspolitik einbe- 
zogen worden seien, zu dem Ergebnis gekommen 
sei, daß die von der Sachverständigen-Kommission 
aufgezeigten Zielsetzungen auch ohne Änderung 
der Organisationsform der Deutschen Bundespost 
erreicht werden können. Die Bundesregierung hat 
indessen davon abgesehen, sich zu diesen Fragen 
näher zu äußern. Sie ist der Auffassung, daß dieser 
Problemkreis im Zusammenhang mit einer allge- 
meinen Verwaltungsreform zu behandeln sei. 

Der Postausschuß vermag den Vorschlägen der 
Sachverständigen-Kommission, soweit sie die recht- 
liche Organisationsform der Deutschen Bundespost 
betreffen, nicht zu folgen. Er ist zu der Ansicht 
gelangt, daß die heutige Regelung, nach der die 
Deutsche Bundespost als unmittelbare Bundesver- 
waltung geführt und von einem Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen unter Mitwirkung 
eines Verwaltungsrates geleitet wird, den Vorzug 
vor den Vorstellungen der Sachverständigen-Kom- 
mission verdient. 

Die Deutsche Bundespost hat auf dem Gebiet der 
Daseinsvorsorge wichtige Funktionen zu erfüllen. 
Ihre Tätigkeit stellt eine entscheidende Grundlage 
für die zwischenmenschlichen Beziehungen und den 
wirtschaftlichen Verkehr dar. Die Deutsche Bundes- 
post ist daher nicht nur für einzelne wichtig, 
sondern auch für den Staat und Gesellschaft von 
tragender Bedeutung. Sie hat für einen schnellen 
und zuverlässigen, gleichwohl aber billigen Nach- 
richtenverkehr zu sorgen. Von ihr wird die Bedie- 
nung auch der entlegensten Orte sowie eine gleich- 
mäßige Behandlung aller Benutzer erwartet. Außer- 
dem stellt die Deutsche Bundespost einen gewal- 
tigen wirtschaftlichen Faktor dar. Angesichts dieser 
Bedeutung der Deutschen Bundespost kann der 
Staat nicht darauf verzichten, sich einen maßgeb- 
lichen Einfluß auf die Deutsche Bundespost zu 
sichern. Es ist daher unabweisbar, daß sich der 
Bund umfassende staatliche Aufsichtsrechte vorbe- 
hält. 

Hiervon gehen auch die Sachverständigen aus. 
Nach ihren Vorstellungen soll ein für das Post- und 
Fernmeldewesen zuständiger Bundesminister dar- 
über wachen und sicherstellen, daß die Deutsche 
Bundespost nach den geltenden Gesetzen und den 
sonstigen für sie verbindlichen Vorschriften ver- 
waltet wird. Dieser Minister soll insoweit ein Ein- 
spruchsrecht gegenüber dem Verwaltungsrat oder 
dem Vorstand besitzen. Außerdem soll ihm die 
Genehmigung zahlreicher wichtiger Maßnahmen 
der Deutschen Bundespost Vorbehalten bleiben, wie 
etwa die Genehmigung des Wirtschaftsplanes, des 
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Jahresabschlusses, der Benutzungsordnungen und 
der Tarife (S. 141 des Gutachtens). 

Bei einer derartigen Staatsaufsicht würde der 
Deutschen Bundespost in den wichtigsten Ange- 
legenheiten aber eine wirklich unabhängige Ge- 
schäftspolitik gerade nicht möglich sein. Die Vor- 
schläge der Kommission laufen im Ergebnis darauf 
hinaus, daß zahlreiche Entscheidungen, die nach der 
jetzigen gesetzlichen Regelung vom Bundespost- 
minister als dem Leiter der Deutschen Bundespost 
selbst getroffen werden können, künftig erst nach 
Genehmigung durch den aufsichtsführenden Bun- 
desminister möglich wären. Damit ist aber eher eine 
Erschwerung als eine Vereinfachung der Geschäfts- 
führung zu erwarten. 

Die Aufsplitterung in Leitungsinstanz (Vorstand) 
und Aufsichtsinstanz (zuständiger Bundesminister) 
würde nach Ansicht des Postausschusses auch zu 
einem vermehrten Verwaltungsaufwand führen. So- 
wohl bei der Genehmigungseinholung als bei 
sonstigen wichtigen Vorgängen wäre eine umfas- 
sende Berichterstattung durch den Vorstand not- 
wendig. Nur so könnte der aufsichtsführende Mini- 
ster in die Lage versetzt werden, seiner Aufsichts- 
und Genehmigungspflicht nachzukommen, die An- 
gelegenheiten des Post- und Fernmeldewesens 
innerhalb der Bundesregierung richtig zu vertreten 
und dem Deutschen Bundestag in Fragen der 
Deutschen Bundespost gehörig Auskunft zu erteilen. 
Die Notwendigkeit der wechselseitigen Unterrich- 
tung würde sowohl bei der Unternehmensspitze der 
Deutschen Bundespost als bei dem aufsichtsführen- 
den Ministerium den Einsatz zusätzlicher Kräfte und 
damit eine Verteuerung der Verwaltung zur Folge 
haben. Außerdem würde dadurch eine Verzögerung 
des Verwaltungsablaufs unvermeidbar sein. 

Auch muß bezweifelt werden, ob durch die Ein- 
setzung eines Vorstandes mit einem „Generalpost- 
meister" als Vorsitzendem eine wirksamere Unter- 
nehmenslenkung als bisher erreicht werden könnte. 
Nach der von der Kommission vorgeschlagenen 
Regelung sollen die Beschlüsse des Vorstandes der 
Zustimmung der Mehrheit der anwesenden Vor- 
standsmitglieder bedürfen, wobei bei Stimmen- 
gleichheit der Vorsitzende entscheidet. Diese Rege- 
lung würde eine Abkehr von einem bewährten 
Leitungsprinzip, nämlich dem Präsidialsystem, be- 
deuten, nach dem die oberste Leitung der Deutschen 
Bundespost in den Händen des Bundespostministers 
liegt. Das Präsidialsystem gewährleistet eine straffe 
Führung der Deutschen Bundespost, ermöglicht 
schnelle Reaktionen und Entschlüsse sowie eine ein- 
heitliche Linie der Geschäftspolitik. Nach Einführung i 
des Kollegialsystems wären dagegen die Entschei- ' 
düngen von einer Personenmehrheit im Wege von | 
Beschlußfassungen zu treffen, so daß bei unter- ! 
schiedlichen Auffassungen der Vorstandsmitglieder 1 
die Willensbildung der Führungsspitze der Deutschen j 
Bundespost oftmals nur unter erschwerten Bedin- i 
gungen zustande käme. Im übrigen ist zu bemerken, | 
daß die von der Sachverständigen-Kommission an 
anderer Stelle des Gutachtens (S. 109) aufgezeigten 
Vorteile einer nach dem Stab-Linien-System geglie- i 


derten Aufbauorganisation auch innerhalb eines 
Ministeriums nutzbar gemacht werden können und, 
wie die abschließende Stellungnahme der Bundes- 
regierung zeigt, innerhalb des Bundespostministe- 
riums inzwischen auch weitgehend nutzbar gemacht 
worden ist. 

Schließlich dürfte durch eine Umwandlung der 
Deutschen Bundespost in eine unselbständige An- 
stalt des Bundes auch keine wirtschaftlichere Be- 
triebsführung der Deutschen Bundespost, als sie 
schon jetzt gegeben ist, erzielt werden können, da 
die für die Deutsche Bundespost denkbaren Wege 
zur Steigerung ihres wirtschaftlichen Erfolges (näm- 
lich durch Rationalisierungsmaßnahmen, durch Ge- 
bührenanhebungen oder durch Diensteinschränkun- 
gen) unabhängig davon sind, ob die Deutsche Bun- 
despost in der bisherigen Form oder als unselbstän- 
dige Anstalt betrieben wird. 

Der Postausschuß ist daher der Auffassung, daß 
an der rechtlichen Organisationsform der Deut- 
schen Bundespost, wie sie im Postverwaltungsgesetz 
vom 24. Juli 1953 festgelegt worden ist, festgehal- 
ten werden soll. Er hält jedoch eine Änderung des 
Postverwaltungsgesetzes insoweit für wünschens- 
wert, als es die finanziellen Beziehungen der Deut- 
schen Bundespost zum Bund betrifft. Insbesondere 
die Bestimmung über die Ablieferungspflicht (§ 21), 
die Vorschrift des § 15 Abs. 1 Satz 2, nach der ganz 
allgemein — also auch bei Übernahme politischer 
oder betriebsfremder Lasten durch die Deutsche 
Bundespost — keine Zuschüsse des Bundes an die 
Deutsche Bundespost zu leisten sind, sowie die feh- 
lende Regelung über den von der Deutschen Bun- 
despost zu haltenden Eigenkapitalanteil haben die 
Ertragslage der Deutschen Bundespost nachteilig 
beeinflußt. Der Postausschuß stimmt mit der Sach- 
verständigen-Kommission darin überein, daß diese 
Regelungen unbefriedigend sind und der Vorstel- 
lung Vorschub leisten, die Deutsche Bundespost sei 
— trotz ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit als 
Sondervermögen des Bundes — eben doch nur ein 
Teil der Bundesfinanzmasse, und die jeweilige Fi- 
nanzlage der Deutschen Bundespost sei deshalb 
auch nur unter dem Aspekt ihrer engen Bindung an 
die Bundesfinanzen zu sehen. 

Um die Leistungsfähigkeit der Deutschen Bundes- 
post zu stärken, empfiehlt der Postausschuß, folgen- 
de Änderungen des Postverwaltungsgesetzes in 
Aussicht zu nehmen: 

a) Bindung der Ablieferungspflicht an das Eigen- 
kapital statt an die Betriebseinnahmen, 

b) Erhöhung der Liquiditätsreserve der Deutschen 
Bundespost (§ 20 Abs. 1) auf 500 Millionen DM, 

c) Verpflichtung des Bundes, für eine Eigenkapital- 
ausstattung der Deutschen Bundespost in Höhe 
von 33 1/3 V. H. zu sorgen, 

d) Änderung des § 15 Abs. l Satz 2 dahin, daß zum 
Ausgleich betriebsfremder oder politischer La- 
sten künftig Zuschüsse an die Deutsche Bun- 
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despost aus der Bundeskasse geleistet werden 
können, 

e) Aufnahme einer Bestimmung, nach der Leistun- 
gen aller Art, die die Deutsche Bundespost für 
Bund, Länder und Gemeinden sowie sonstige 
juristische Personen des öffentlichen Rechts er- 
bringt, kostendeckend abzugelten sind. 

Bonn, den 20. Juni 1969 

Diekmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Postausschuß vorgelegte Bericht wird zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen. 

Bonn, den 20. Juni 1969 

Der Postausschuß 

Dr. Miessner Diekmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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